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Mensch heraus, geradezu einen «unabdingbaren Anspruch auf
Strafe» zuhilhgen; die Maßnahmen der «Defense sociale», die
den Verbrechernur als Objekt spezialpräventiver staatlicher Ein
griffe behandelt, empfinde dieser als ungerecht. So ist denn auch
der letzte Satz, in den das vorliegende Buch ausmündet, typisch
für das Konzept seines Verfassers: Es «bleibt die Strafe zu allen
Zeiten,,. das unentbehrliche Mittel zum Schütze der höchsten
Lebenswerte des einzelnen Bürgers, der sozialen Gemeinschaft
und desStaates seihst». Dr.Heinz Aeppli, Zürich

Marty, Dick F.: Le role et les pouvoirs du juge suisse
dans Papplication des sanctions peuales. 108 S. (Lugano
1974. Tipografia La Commerciale.) Brosch. Fr. 24.—

Der Verfasser will in diesem Buch — stellenweise auch
rechtsvergleichend — nachweisen, daß der Richter nicht nur mit
der Ausfällung des Strafurteils, sondern auch mit dem Vollzug
der verhängten Strafe beauftragt werden müsse. Die Aufteilung
eines StraffaUes zwischen Gericht und Verwaltung entspreche
nicht mehr den Bedurfnissen und Gegebenheiten eines Rechts
staates. Verfassungsrechtlich stünde dem Strafvollzug durch den
Richter nichts entgegen; allenfalls wäre Art. 64i>is der Bundes
verfassung zu revidieren. Da die bestehenden Gerichte voll aus
gelastet sind, schlägt der Verfasser vor, an den kantonalen Ober
gerichten besondere VoUzugskammemzu schaffen.

Einen besonderen Richter mit dem Strafvollzug zu beauftra
gen, ist nur siimvoU, wenn dieser kraft seines Amtes den Ange
klagten besser kennen würde als der verurteilende Richter. Zu
dem ist der Richter meist gar nicht der Mann, der dem Inhaftier
ten helfenkönnte; dazu ist der Psychiater oderder geschulte So-
sialarbeiter befähigt. Der Verfasser beschränkt sich zur Lösung
des von ihm aufgeworfenen Problems auf den Vorschlag, den
Richter über bedingte Entlassung, Widerruf von Maßnahmen,
Entlassung aus dem Strafverhaft in eine offene Anstalt oder in
einen offenen Betrieb, Urlaub vom Strafverhaft und über einen
Wechsel derAnstalt entscheiden zu lassen. Diese Erweiterung der
Aufgaben des Richters wäre durchaus denkbar; aber auch er
könnte solche Vergünstigungen nicht anordnen, ohne sichauf die
Auskunft der Strafanstaltsverwaltung zustützen. Das Beispiel des
Art. 97 StGB (Aufschub des Entscheids) spricht nicht für den
Zweck, den das Buch verfolgt; denn diese Sonderbestimmung ist
nur Jugendlichen gegenüber anwendbar.

Dr, F. Autenrieth-Gander, Rüschlikon
Drews, Dr. Bill / Wacke, Dr. Gerhard (Prof.) / Vogel Dr.

Klaus (Prof.) / Martens, Dr. Wolfgang (Prof.): Gefahrenab
wehr.Allgemeines Poiizeirecht (Ordnungsrecht) des Bundes und
der Länder, Band I: Organisationsrecht, Polizeiliches Handeln,
Rechtsschutz und Ausgleichsansprüche. 8. Aufl. 581 S. (Köln/
Berlin/Bonn/München 1975. Heymann.) Geb. DM99.—.

DasPreußische Polizeirecht des Präsidenten desPreußischen
Oberve^altungsgerichts, Drews, das Wacke nach dem Zweiten
Weltkrieg zu einer Darstellung des Allgemeinen Polizeirechts in
Bund und Ländern erweiterte, bekannt unter der Kurzformel
«derDrews/Wacke», ist in der Bundesrepublik Deutschland eben
so sehr zu einem Begriff für den Juristen geworden wie etwa in
der Schweiz der«Fleiner/Giacometti». Die völlig neubearbeitete
8. Auflage wurde aufgeteilt auf zwei Bände: Bearbeiter des er
sten, hier anzuzeigenden Bandes ist der Heidelberger Professor
Klaus Vogel, während für die Bearbeitung des zweiten Bandes
über das materielle Polizeirecht sein Hamburger Kollege Wolf
gang Martens ebenfalls Verwaltimgsrichter im Nebenamt —
gewonnen werden koimte.

Das Werk vermittelt einen vorzuglichen und umfassenden
Überblick über das Organisationsrecht der Vollzugs- und Verwal
tungspolizeibehörde von Bund und Ländern, die polizeilichen
Handlungsformen (Polizeiverfügungen und -Verordnungen, Er
laubnisse, Zwangsmittel usw.), femer die Grundzüge des Rechts

schutzverfahrens inPolizeisachen und das Recht der Ausgleichs
ansprüche. Die Rechtsprechung, namentlich des Bundesverwal
tungsgerichts und der Oberverwaltungsgerichte, wird minuziös
verarbeitet (Stand ungefähr Sommer 1974). Auch von den Ge-
sel^ebem nicht vorausgesehene Probleme, die erst in neuester
Zeit aktuell geworden sind, finden Beachtung, wie etwa die Frage
der Zulässigkeit des «gezielten Todesschusses» im Zusammenhang
mit Verbrechen mit (Geiselnahme. Besonderes Lob verdient das
ausgezeichnet redigierte Sachregister.

Da in der Schweiz einerseits ein entsprechendes Werk fehlt,
anderseits gerade unser Polizeirecht sehr stark vom deutschen
Rechtsdenken beeinflußt ist, liegt die Nützlichkeit des Buches für
schweizerische Juristen, die mit Polizeirecht im umfassendsten
Sinne des Wortes zu tun haben, auf der Hand. Auch allgemeine
Fragen des Verwaltungsrechts, die sich nicht nur imPolizeirecht
stellen, werden eingehend behandelt, z. B. die Abgrenzung zwi
schen Allgemeinverfügungen und Verordnungen, die Handhabung
des Ermessens, der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, die Delegation
von Rechtssetzungskompetenzen, der Widerruf von Verwaltungs-

Prof. WalterHaller, Pfäffhausen!Zürich

Nordmaiin, Dr. Philippe: Le coiitrat d'adhesion. Abus et
remedes. 184 S. (Fribourg 1974. Renggli.) Brosch.

Allgemeine Geschäftsbedingungen und Standardverträge ste
hen zurzeit in Deutschland im Brennpunkt der rechtspolitischen
Diskussion (vgl. etwa die «Vorschläge zur Verbesserung des
Schutzes der Verbraucher gegenüber Allgemeinen (Geschäftsbe
dingungen» der Arbeitsgruppe beim Bundesministerium der Ju
stiz vom März 1975). In der Schweiz ist dieses Thema —nament
lich durch Merz —in letzter Zeit ebenfalls wiederholt aufgegrif
fen worden. Mit der Arbeit von Nordmann liegt nun eine neue
und umfassende schweizerische Monographie vor.

Nach begrifflichen, rechtstatsächlichen imd rechtsverglei
chenden Ausführungen untersucht der Autor detailliert die Ver
bindlichkeit und Behandlung von Allgemeinen Geschäftsbedin
gungen und Standardverträgen nachschweizerischem Recht. Ent
sprechend seiner Zielsetzung, den Schutz des Konsumenten vor
Standardklauseln zu überprüfen, beschränkt er sich auf die nicht
kommerziellen Verträge. Seine Überprüfung ergibt, daß der durch
das geltende Recht vermittelte Schutz —einseitige Unverbind-
lichkeit im Falle von Willensmängeln, einschränkende Auslegung,
aus dem Persönlichkeitsrecht fließende Grenzen —nicht genügt
Auch die in Deutschland durch die Gerichte seit Jahren ausge
übte offene InhaltskontroRe, nach welcher Allgemeine Geschäfts
bedingungen nur gültig sind, wenn sie eine sachgerechte und an
gemessene Ordnung statuieren, vermag nach der Auffassung von
Nordmann nicht voll zu befriedigen.

Der.Autor fordert daher eine präventive Kontrolle und stellt
deren mögliche Ausgestaltung im letzten Teil seiner Arbeit vor.
Dem Rezensenten scheint die Notwendigkeit, Tunlichkeit und
Praktikabilität dieser Lösung (die immerhin imBereich der All
gemeinen Versicherungsbedingungen seit Jahrzehnten realisiert
ist) eher fraglich. Damit ist jedoch nichts ausgesagt gegen die
hohe Qualität der Darstellung von Nordmann und die sorgfältige
Begründung seiner Thesen. Vielmehr sei abschHeßend betont,
daß die Ausführungen zum geltenden wie zum aUfälligen künf
tigen Recht außerordentlich lesenswert sind für alle, die sich in
Praxis oder Theorie mit Standardklauseln zu befassen haben.

Prof.Peter Forstmoser, Benglen!Zürich

Schaiispielergesetz samt den einschlägigen arbeitsrechtli
chen Vorschriften und der Rechtsprechung der staatlichen Ge
richte und der Bühnenschiedsgerichte. Herausgegeben von Dr.
Hans Kapfer, unter Mitwirkung von Dr. Karl Bündsdorf. Manz-
sche Ausgabe der Österreichischen Gesetze 53. XXIV, 436 S.
(Wien 1974.Manz.) Geb.öS 591.—.


